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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Bürgerrecht

Vor der Schlussabstimmung über die bereinigte Bürgerrechtsvorlage kam es im
Nationalrat allerdings noch zu einem frauenpolitischen Zwischenspiel. Bär (gp, BE)
plädierte für Rückweisung des Textes zur redaktionellen Überarbeitung. Sie begründete
ihren Antrag damit, dass mit der durchgängigen Verwendung der männlichen Formen
(mit dem einleitenden Verweis, dass damit auch die Frauen mitgemeint seien) nicht nur
die Frauen diskriminiert würden, sondern auch neue rechtliche Institutionen wie zum
Beispiel die Ehe zwischen Männern geschaffen werden, was wohl kaum in der Absicht
der Parlamentsmehrheit liegen dürfte. Nachdem der Präsident der
Redaktionskommission erklärte hatte, dass sich eine verwaltungsinterne Arbeitsgruppe
mit dem Problem der geschlechtsneutralen Formulierungen befasse, lehnte der Rat den
Rückweisungsantrag Bär mit 56 zu 70 Stimmen ab. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.03.1990
HANS HIRTER

Institutionen und Volksrechte

Institutionen und Volksrechte

In einer Abstimmung unter Namensaufruf lehnte es der Nationalrat ab, der in eine
Petition umgewandelten nicht zustandegekommenen Volksinitiative für eine
geschlechtsparitätische Besetzung des Nationalrats ("Nationalrat 2000") Folge zu
geben. Im Zusammenhang mit der Ersatzwahl in den Bundesrat reichte Nationalrätin
Bär (gp, BE) auch eine parlamentarische Initiative [93.406] ein, welche für beide
Geschlechter eine "angemessene Vertretung im Bundesrat" fordert. 2

PETITION / EINGABE / BESCHWERDE
DATUM: 17.06.1993
HANS HIRTER

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Ein Postulat Bär (gp, BE) für eine geschlechtsspezifische Formulierung in den
Schweizer Pässen, welches im Vorjahr noch von Dreher (ap, ZH) bekämpft worden war,
wurde nun, da der Bundesrat diese Änderung für 1993 ankündigte, diskussionslos
überwiesen. 3

POSTULAT
DATUM: 31.12.1992
MARIANNE BENTELI

Eine parlamentarische Initiative Bär (gp, BE), welche verlangte, beiden Geschlechtern
sei eine angemessene Vertretung im Bundesrat zu garantieren, wurde mit 93:53
Stimmen recht deutlich abgelehnt. Frau Bär erachtete ihren Vorschlag als die
"Zauberformel der Zukunft" und verwies auf die Akzeptanz anderer "Quoten", wie etwa
partei-, sprach- oder regionalpolitische. Mit dieser Argumentation erhielt sie aber nur
gerade die Unterstützung ihrer eigenen Partei sowie jene der SP- und der LdU/EVP-
Fraktion. Die Mehrheit des Rates stellte sich hinter die Erwägungen ihrer
staatspolitischen Kommission, welche den Vorschlag der Berner Grünen als eine
weitreichende Beeinträchtigung des aktiven und passiven Wahlrechts erachtete. Sie
befand, gerade angesichts der von Bär ins Feld geführten Vorgaben bei
Bundesratswahlen sollte die Bundesversammlung ihre Wahlfreiheit nicht noch
zusätzlich einschränken. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 07.10.1994
MARIANNE BENTELI

1) AB NR, 1990, S. 550 f.; AB NR, 1990, S. 758 f.
2) Petition: Amtl. Bull. NR, 1993, S. 1329 ff. Bär: Verhandl. B. vers., 1993, II/III, S. 35. Zu den Vorstössen Gross (sp, ZH) und
Hämmerle (sp, GR), die auch eine Sitzgarantie für Frauen fordern, siehe unten, Regierung. Vgl. SPJ 1991, S. 34.
3) Amtl. Bull. NR, 1992, S. 2647 f.
4) Amtl. Bull. NR, 1994, S. 1853 ff. Zu der im Vorjahr lancierten Quoteninitiative siehe WoZ, 6.5.94; Bund, 8.10. und 11.11.94;
DAZ, 22.12.94
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